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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

In der Sommersession 2021 lehnte der Nationalrat eine Motion Gysi (sp, SG) ab, die
einheitliche Prämien für Frauen und Männer in der Taggeldversicherung forderte. Das
KVG schreibe gleiche Prämien für Frauen und Männer vor, wobei die unterschiedlichen
Kosten im Rahmen des Risikoausgleichs ausgeglichen würden. Bei den
Krankentaggeldversicherungen gebe es aber noch immer höhere Prämien für Frauen,
was sowohl Frauen als auch Unternehmen mit vielen angestellten Frauen diskriminiere,
argumentierte Gysi. Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, da es sich bei
der Taggeldversicherung um eine freiwillige Versicherung handle, bei der weder
Einzelpersonen und Unternehmen noch Versicherungen gezwungen werden könnten,
einen Vertrag einzugehen. Folglich bestehe die Gefahr, dass «Betriebe mit
überdurchschnittlich hohen Belegschaftsabsenzen» nach einem Eingriff des
Bundesrates keine Versicherungsdeckung mehr finden könnten. Zudem seien nur
Unterschiede in den Prämien, die auf «relevanten versicherungstechnischen und
statistischen Daten» beruhen, zulässig, nicht aber willkürliche Unterschiede. Mit 98 zu
82 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat die Motion ab, Unterstützung
fand sie bei der SP-, der Grünen- und der GLP-Fraktion sowie bei den Mitgliedern der
EVP. Kurz zuvor hatte Aline Trede (gp, BE; Mo. 19.3616) ihre Motion zurückgezogen,
welche ein Ende der finanziellen Diskriminierung der Frauen insgesamt forderte und
damit implizit auch das Anliegen von Gysi aufnahm. 1
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